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Eigenerklärung zur Eignung in folgendem Vergabeverfahren 

 
 
Maßnahmennummer _________________________  Vergabenummer _________________________ 
 

 
Maßnahme 

____________________________________________________________________________
____________________________________________________________________________ 

 
 
Leistung 

____________________________________________________________________________
____________________________________________________________________________ 

 

  

Angaben zu Leistungen, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind 
 

☐ Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in den letzten zehn1 Jahren je drei gleichartige Planungsleistungen 

(Verkehrsanlagen und Ingenieurbauwerke) ausgeführt habe/haben. 
 
Die drei Referenzen für Verkehrsanlagen und drei Referenzen für Ingenieurbauwerke werde 
ich/werden wir gemäß beigefügtem Vordruck mit dem Angebot einreichen. 
 
 

 

Nachweis des Eintrages in die Ingenieur- bzw. Architektenkammer 
 

☐ Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in die Ingenieur- bzw. Architektenkammer eingetragen sind. 

 
Den Nachweis werde ich/werden wir mit dem Angebot einreichen. 

 

☐ Bewerber*) 

☐ Bieter*) 

☐ Mitglied der Bewerber- bzw. Bietergemeinschaft*) 

☐ Nachunternehmer*) 

☐ anderes Unternehmen*) 

 
 

 

Vergabeart 

☐ Öffentliche Ausschreibung   ☐ Offenes Verfahren 

☐ Beschränkte Ausschreibung   ☐ Nichtoffenes Verfahren 

☐ Verhandlungsvergabe   ☐ Verhandlungsverfahren 

☐ Internationale NATO-Ausschreibung  ☐ Wettbewerblicher Dialog 

 
 

 

Angaben zur Projektleitung 
 

 
 

Benennung der mit der Projektleitung betrauten Person. Sofern es sich nicht um den Büroinhaber 
handelt, ist die Qualifikation anhand eines Studiennachweises nachzuweisen sowie eine mindestens 
5 jährige Berufserfahrung zu bestätigen.��  
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Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen nach den §§ 123 und 124 GWB sowie das 
Nichtvorliegen der Voraussetzungen nach § 21 des Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG) und nach § 21 des 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes (SchwarzArbG) für einen Ausschluss vom Vergabeverfahren 
 
I. Eigenerklärung gemäß § 123 Abs.1 GWB 
(1) Wir erklären, dass zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebotes keine Person, deren Verhalten 
unserem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist 
wegen einer Straftat nach: 
1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland), 
2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass 
diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet wer- 
den sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 
3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte), 
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 
der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen 
Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 
5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen 
den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der 
Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, 
6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen 
Verkehr), 
7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern), 
8. §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in 
Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuches (Ausländische und internationale Bedienstete), 
9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer 
Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 
10. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des Strafgesetzbuchs 
(Förderung des Menschenhandels) 
 
(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine 
Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten 
gleich. 
 
(3) Ein Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn 
diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört 
auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in 
leitender Stellung. 
 
II. Eigenerklärung gemäß § 124 Abs.1 GWB 
Wir erklären, dass zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebotes, nachfolgende Ausschlussgründe nicht 
vorliegen: 
1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende um- welt-, 
sozial- und arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenz-
verfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung  eines 
solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Ver- fahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 
3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung 
begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird, § 123 Absatz 3 GWB 
ist entsprechend anzuwenden 
4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unter- 
nehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, 
Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, 
5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit 
und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann, 
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6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung 
des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, 
weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann, 
7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer 
vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechts- folge geführt hat, 
8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende 
Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen 
Nachweise zu übermitteln, oder 
9. das Unternehmen 
 a)  versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in 

     unzulässiger Weise zu beeinflussen, 
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim 

Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen zu übermittelt hat, die die  

Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln. 

 
III. Erklärung nach SchwarzArbG und AentG 
Wir erklären, dass weder das Unternehmen noch Angehörige des Unternehmens im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit für das Unternehmen 
 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 2, §§ 9 bis 11 des SchwarzArbG, § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 3 des Dritten Buches  
Sozialgesetzbuch, §§ 15, 15a, 16 Abs. 1 Nr. 1, 1b oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder 
§ 266a Abs. 1 bis 4 des Strafgesetzbuches zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten  oder 
einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer Geldbuße von wenigstens 
zweitausendfünfhundert Euro 
oder 
wegen Verstoßes nach § 23 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes mit einer Geldbuße von wenigstens 
zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. 
Straf- oder Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen die genannten Gesetze sind gegen uns nicht 
anhängig. Den Einsatz von Subunternehmern machen wir davon abhängig, dass diese gegenüber 
uns eine gleichartige Erklärung abgeben. Uns ist bekannt, dass wir bei Nichtabgabe dieser Erklärung 
bzw. unvollständiger oder nicht rechtzeitiger Abgabe bei der betreffenden Auftragsvergabe 
unberücksichtigt bleiben. Bei Abgabe unzutreffender Erklärungen können wir künftig von der 
Teilnahme am Wettbewerb ausgeschlossen werden. 
 
IV. Erklärung zum Lieferkettengesetz 
Wir erklären, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 22 des Gesetzes über die 
unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten (Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz-LkSG) nicht 
vorliegen. 
 

Angaben zur Zahlung von Steuern 
 
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben 
sowie der Beiträge zur Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, 
ordnungsgemäß erfüllt habe/haben. 
 
Falls mein/unser Angebot in die engere Wahl kommt, werde ich/werden wir eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen³, nicht älter 
als 6 Monate ab Submissionsdatum, vorlegen. 
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*) zutreffendes ankreuzen 
1    Soweit in der Bekanntmachung ein abweichender Zeitraum angegeben wurde, ist dieser maßgebend. 
²   Soweit das Finanzamt derartige Bescheinigungen ausstellt 
³   nur erforderlich, wenn diese Eigenerklärung nicht Bestandteil eines unterschriebenen Angebotes ist 

Erklärung über die Höhe der Betriebshaftpflicht 
 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für die Dauer des Vertrages zur Abdeckung aller Schadensersatz 
und/oder Regressansprüche eine Haftpflichtversicherung in einer solchen Höhe abzuschließen, die 
den Gegebenheiten – auch nach eingetretenen Änderungen – in vollem Umfange Rechnung trägt.  
 
Die Mindestdeckungssumme beträgt: 

• 1.500.000,00 € bei Personenschäden 

•    250.000,00 € bei Sachschäden 

•    250.000,00 € bei Vermögensschäden 
 

     jeweils 2-fach maximiert  
 

☐ Wir erklären, dass wir die geforderte Höhe durch unsere Betriebshaftpflichtversicherung 

     abdecken.  

☐ Wir erklären, dass wir zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe die geforderte Höhe unserer 

     Betriebshaftpflichtversicherung nicht abdecken. Wir verpflichten uns, bei Zuschlagserteilung auf 
     die geforderte Versicherungssumme aufzustocken. 
 
Achten Sie bitte auf Folgendes: Sollten Sie eine Versicherungsbestätigung mitsenden, muss 
diese zwingend die geforderten Mindestdeckungssummen aufweisen. Sollten Sie diese 
Voraussetzungen noch nicht erfüllen, nutzen Sie bitte diese Eigenerklärung. 
Versicherungsbestätigungen mit niedrigeren Deckungssummen können zum Ausschluss 
führen. 
Vor Zuschlagserteilung muss die Versicherungspolice mit den geforderten Deckungssummen 
in der Vergabestelle vorliegen. 

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen/Nachweise zu den Eigenerklärungen 
mit meinem/unserem Angebot einzureichen sind. 

Wir versichern die Richtigkeit unserer Angaben. 
 
 
 
 
(Ort, Datum, Unterschrift)³ - Name der natürlichen Person, die die Erklärung abgibt, in Textform 
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